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Ab dem 12. September 2025 gelten die wesentlichen Vorschriften des Data 

Acts. Mit dieser Verordnung erhalten die Nutzung und der Austausch von 

Daten in der EU eine neue rechtliche Grundlage. Wesentliche Ziele der EU 

mit dem Data Act (auch „DA“) sind:  

– Die Förderung der Datenverfügbarkeit zur Steigerung von Innovation 

und Wettbewerb; 

– die Vorbeugung von Datenmonopolen und die Verhinderung von 

Lock-In-Effekten vor allem gegenüber großen Anbietern; 

– die Stärkung der Nutzerrechte. 

Die umfangreichen Regelungen des Data Act betreffen verschiedene 

Wirtschafts- und Rechtsbereiche:  

 

I. Regelungsübersicht 

Der Data Act enthält in den Kapiteln I-IV Regeln für die Datenweitergabe im 

Bereich B2C und B2B (insb. Datenzugangsregeln), Pflichten für 

Dateninhaber, die nach Unionsrecht Daten bereitstellen müssen und das 

Verbot missbräuchlicher Vertragsklauseln für B2B-Verträge über 

Datenzugang und -nutzung.  

Die wesentlichen Pflichten beinhalten: 

– Produktenwicklung – Access by Design (Art. 3 Abs. 1 DA) 

Vernetzte Produkte und verbundene Dienste sind so zu gestalten, dass 

Produktdaten und verbundene Dienstdaten ohne Intervention des 

Dateninhabers oder eines anderen für den Nutzer direkt zugänglich sind. 

– Datenzugangsrechte umsetzen (Art 4 Abs. 1 und Art 5 Abs.1 DA) 

Ohne weiteres verfügbare Daten müssen dem Nutzer auf Anfrage 

unverzüglich zugänglich gemacht werden. Der Nutzer kann den 

Dateninhaber auffordern, Daten an Dritte weiterzugeben. 

– Eigene Datennutzung sichern (Art 4 Abs. 13 DA) 

Der Dateninhaber benötigt die Zustimmung der Nutzer, um nicht 

personenbezogene, ohne weiteres verfügbare Daten weiterhin selbst 

nutzen zu dürfen (Datenlizenz). 

– Vorvertragliche Informationspflichten erfüllen (Art 3 Abs. 2 und 3 

DA) 

Verkäufer / Anbieter müssen den Nutzern vor Abschluss eines Kauf-, 

Miet- oder Leasingvertrags für ein vernetztes Produkt oder eines 

Vertrages über die Erbringung verbundener Dienste bestimmte 

Informationen bereitstellen. 

– Geschäftsmodelle überprüfen – FRAND Bedingungen und 

angemessene Gegenleistung (Art. 8 und 9 DA):  

Dateninhaber, die anderen Unternehmen Daten aufgrund des 

Unionsrechts – nicht nur aufgrund des DA – bereitstellen müssen, 

müssen dies zu fairen Bedingungen tun und dürfen nur angemessene 

Gebühren erheben. 

– Vertragsmuster überprüfen - Verbot missbräuchlicher 

Vertragsklauseln (Art. 13 DA):  

Unternehmen ist es verboten, in sämtlichen B2B-Verträgen über 

Datenzugang und -nutzung unfaire Klauseln einseitig vorzugeben (z.B. 

in allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
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II. Produktenwicklung – Access by Design (Art. 3 Abs. 1 DA) 

Art. 3 Abs. 1 DA bestimmt, dass vernetzte Produkte so konzipiert und 

hergestellt und verbundene Dienste so konzipiert und erbracht werden 

müssen, dass die Produktdaten und verbundenen Dienstdaten – 

einschließlich der für die Auslegung und Nutzung dieser Daten 

erforderlichen relevanten Metadaten – standardmäßig für den Nutzer 

einfach, sicher, unentgeltlich in einem umfassenden, strukturierten, 

gängigen und maschinenlesbaren Format und, soweit relevant und 

technisch durchführbar, direkt zugänglich sind („Access by Design“). 

Die Pflichten des Art. 3 DA, wie auch die der Art. 4 und 5 DA, gelten nach 

Art. 7 Abs. 1 DA unter bestimmten Voraussetzungen nicht für kleine und 

mittlere Unternehmen (KMU). Im Übrigen müssen die Vorgaben des Art. 3 

Abs.1 DA fortan von Unternehmen im Rahmen der Produktentwicklung 

berücksichtigt werden.  

Aufgrund dieses recht starken Eingriffs und der u.U. benötigen 

Vorbereitungszeit für die Anpassung von Produkten und Diensten gilt diese 

Verpflichtung erst für vernetzte Produkte und die mit ihnen verbundenen 

Dienste, die nach dem 12. September 2026 in Verkehr gebracht werden 

(Art. 50 DA).  

Die Vorgaben der DSGVO werden insgesamt durch den Data Act nicht 

überlagert. 

– Vernetzte Produkte: Der Data Act definiert ein vernetztes Produkt 

a s „einen Gegenstand, der Daten über seine Nutzung oder 

Umgebung erlangt, generiert oder erhebt und der Produktdaten über 

einen elektronischen Kommunikationsdienst, eine physische 

Verbindung oder einen geräteinternen Zugang übermitteln kann und 

dessen Hauptfunktion nicht die Speicherung, Verarbeitung oder 

Übertragung von Daten im Namen einer anderen Partei – außer dem 

Nutzer – ist“  Beispiele sind Connected Cars, smarte Haushaltsgeräte 

und vernetzte, industrielle Maschinen und Anlagen.  

 

– Ein verbundener Dienst  s      s  ch r, „bei dem es sich nicht um 

einen elektronischen Kommunikationsdienst handelt, – einschließlich 

Software –, der zum Zeitpunkt des Kaufs, der Miete oder des 

Leasings so mit dem Produkt verbunden ist, dass das vernetzte 

Produkt ohne ihn eine oder mehrere seiner Funktionen nicht 

ausführen könnte oder der anschließend vom Hersteller oder einem 

Dritten mit dem Produkt verbunden wird, um die Funktionen des 

vernetzten Produkts zu ergänzen, zu aktualisieren oder anzupassen“  

Wichtig ist, dass der verbundene Dienst die Funktionsweise eines 

vernetzten Produkts beeinflusst und es einen beidseitigen Austausch 

von Daten gibt. Beispiele sind Smartphone-Apps zur Steuerung eines 

Smart-Thermostats, Diagnosesoftware für vernetzte Landmaschinen 

oder Industrieanlagen.  

 

– Virtuelle Assistenten: H  rb   ha       s s ch u  „Software, die 

Aufträge, Aufgaben oder Fragen verarbeiten kann, auch aufgrund von 

Eingaben in Ton- und Schriftform, mit Gesten oder Bewegungen, und 

die auf der Grundlage dieser Aufträge, Aufgaben oder Fragen den 

Zugang zu anderen Diensten gewährt oder die Funktionen von 

vernetzten Produkten steuert“  B  sp     h  rfür s       a 

Sprachsteuerungen. Art. 1 Abs. 4 DA bezieht Virtuelle Assistenten, 

die mit einem vernetzten Produkt oder verbundenen Dienst 

interagieren, ebenfalls in den Anwendungsbereich des Data Acts ein. 

 

– Produktdaten und verbundenen Dienstdaten: Produktdaten sind 

s  ch  „Daten, die durch die Nutzung eines vernetzten Produkts 

generiert werden und die der Hersteller so konzipiert hat, dass sie 

über einen elektronischen Kommunikationsdienst, eine physische 

Verbindung oder einen geräteinternen Zugang von einem Nutzer, 

Dateninhaber oder Dritten – gegebenenfalls einschließlich des 

Herstellers – abgerufen werden können“  Dies betrifft Daten, die so 

konzipiert sind, dass sie von irgendjemandem abgerufen werden 

können, d.h. nicht notwendiger Weise dem Dateninhaber oder 

Hersteller (z.B. auch physisch am Gerät). Verbundene Dienstdaten 

s    „Daten, die die Digitalisierung von Nutzerhandlungen oder 

Vorgängen im Zusammenhang mit dem vernetzten Produkt darstellen 

und vom Nutzer absichtlich aufgezeichnet oder als Nebenprodukt der 

Handlung des Nutzers während der Bereitstellung eines verbundenen 

Dienstes durch den Anbieter generiert werden“  
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– Direkt zugänglich für den Nutzer: Der Zugang erfolgt rein faktisch 

über die vom Dateninhaber geschaffene Schnittstelle ohne 

Dazwischentreten des Herstellers oder Dateninhabers.  

 

– Beschränkung des Zugangs: Art. 3 DA enthält – entgegen Art. 4 

Abs. 1 und 5 Abs. 1 DA – gerade keine Regelungen dazu, dass der 

direkte Access by Design eingeschränkt werden kann. 

Dementsprechend müssen Hersteller und Entwickler wie sie 

personenbezogene Daten oder Daten, die Geschäftsgeheimnisse 

enthalten, schützen können. Hier wäre zu überlegen, ob solche 

Datenkategorien nicht ggf. nur gem. Art 4 Abs. 1 DA „    r k “ zur 

Verfügung gestellt werden sollten.  

III. Datenzugangsrechte umsetzen (Art 4 Abs. 1 und Art 5 Abs.1 DA) 

Art. 4 Abs. 1 DA bestimmt, dass, soweit der Nutzer nicht direkt vom 

vernetzten Produkt oder verbundenen Dienst aus auf die Daten zugreifen 

kann, der Dateninhaber dem Nutzer ohne Weiteres verfügbare Daten 

einschließlich der zur Auslegung und Nutzung der Daten erforderlichen 

Metadaten unverzüglich, einfach, sicher, unentgeltlich, in einem 

umfassenden, gängigen und maschinenlesbaren Format, in der 

gleichen Qualität wie für den Dateninhaber und – falls relevant und 

technisch durchführbar – kontinuierlich und in Echtzeit bereitstellen muss.  

Der Zugangsanspruch besteht daher auffangend für den Fall, dass kein 

direkter Zugang gem. Art 3 Abs. 1 DA erfolgt. Der Zugang ist auf einfaches 

Verlangen auf elektronischem Wege zu gewähren, soweit dies technisch 

durchführbar ist. 

Der Dateninhaber muss demnach technische Vorkehrungen treffen, um die 

 a    auf  u z rfr u    ch  W  s  b r   zus       (z  B  üb r  PIs    r 

Downloads). Denkbar ist auch die Bereitstellung über Dritte, wie etwa 

Datenintermediäre. 

Unabhängig davon, ob der Nutzer gemäß Art. 3 Abs. 1 DA selbst auf die 

Daten zugreifen kann, darf er nach Art. 5 Abs. 1 DA verlangen, dass der 

Dateninhaber einem Dritten alle ohne Weiteres verfügbaren Daten sowie 

die erforderlichen Metadaten in der vorgeschriebenen Form zur Verfügung 

stellt. Die konkrete Ausgestaltung des Datenzugangs und der Datennutzung 

erfolgt anschließend vertraglich zwischen dem Dateninhaber und dem 

Dritten (Datenempfänger), wobei der Dateninhaber die Vorgaben der Art. 8 

und 9 DA zu beachten hat (siehe unten). 

Dritter im Sinne des Art. 5 Abs. 1 DA kann grundsätzliche jeder Dritte sein, 

der durch den Nutzer bestimmt wird. Einschränkend bestimmt der Data Act 

jedoch, dass Unternehmen, die als Torwächter nach dem Digital Markets 

Act benannt wurden, keine zugelassenen Dritten sind (DMA designated 

Gatekeepers). Die Bereitstellung der Daten an den Dritten muss für den 

Nutzer unentgeltlich erfolgen. Gegenüber dem Dritten kann der 

Dateninhaber jedoch eine Vergütung verlangen (im Rahmen des Art 9 DA).  

Im Gegensatz zu Art. 3 Abs. 1 DA gelten die Regeln über die 

Zugangsansprüche bereits ab dem 12. September 2025 und auch für 

solche vernetzten Produkte und verbundenen Dienste, die sich bereits auf 

dem Markt befinden. 

– Ohne Weiteres verfügbare Daten: Dies sind laut DA solche 

Produktdaten und verbundene Dienstdaten, „die ein Dateninhaber 

ohne unverhältnismäßigen Aufwand rechtmäßig von dem vernetzten 

Produkt oder verbundenen Dienst erhält oder erhalten kann, wobei 

über eine einfache Bearbeitung hinausgegangen wird“   

 

– Beschränkungen des Zugangsanspruchs: Im Gegensatz zu Art. 3 

Abs. 1 DA sieht der DA für die Zugangsansprüche des Art. 4 Abs. 1 

und 5 Abs. 1 DA die Möglichkeit vertraglicher Ausgestaltung bzw. 

Einschränkungen des Herausgabeanspruchs vor. In bestimmten 

Ausnahmefällen kann der Dateninhaber den Zugang einschränken 

oder ganz aussetzen (z.B. wenn der Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen dies höchst ausnahmsweise erfordert).  

Der Zugang darf auch verweigert werden, soweit personenbezogene 

Daten Dritter betroffen sind, es sei denn, der Zugriff ist auf eine Weise 

 ö   ch,           r   GVO v r   bar  s  (z  B   urch 

Anonymisierung oder Einwilligung). 

 

  

https://digital-markets-act.ec.europa.eu/gatekeepers_en
https://digital-markets-act.ec.europa.eu/gatekeepers_en


Zugang zu und Nutzung von Daten nach dem Data Act 

4 
 

Übersicht über die relevanten Daten: 
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IV. Eigene Datennutzung sichern (Art 4 Abs. 13 DA) 

Zukünftig darf ein Dateninhaber ohne Weiteres verfügbare Daten (vgl. zu 

Art. 4 und 5 DA oben), bei denen es sich um nicht-personenbezogene Daten 

handelt, nur auf der Grundlage eines Vertrags mit dem Nutzer nutzen. Das 

heißt, auch wenn der Dateninhaber die Daten für Zwecke wie etwa die 

Produktverbesserung oder -weiterentwicklung nutzen möchte, muss er dies 

im Rahmen einer Datenlizenz mit dem Nutzer festlegen. 

In der Datenlizenz müssen insbesondere die Zwecke festgelegt werden, zu 

denen die Daten zukünftig genutzt werden sollen. Dies erfordert eine 

Evaluierung der bestehenden Nutzungszwecke und Geschäftsmodelle, die 

auf den produktgenerierten Daten basieren. Darüber hinaus ist es 

notwendig, die relevanten Nutzergruppen und mögliche Kontaktpunkte mit 

diesen zu identifizieren. Im Falle von Produkten, die typischerweise von 

mehreren Nutzern genutzt werden, kann dies den Dateninhaber vor 

erhebliche Herausforderungen stellen, da oftmals nicht alle Nutzer dem 

Dateninhaber bekannt sind. Die EU-Kommission schlägt dazu vor, dies 

 urch    spr ch     v r ra   ch  V rpf  ch u       s „Haup  u z rs“      r 

Datenlizenz zu regeln. 

Der Dateninhaber darf Daten darüber hinaus trotz vorhandener Datenlizenz 

nicht dafür verwenden, um daraus Einblicke in die wirtschaftliche Lage, 

Vermögenswerte und Produktionsmethoden des Nutzers oder in die 

Nutzung durch den Nutzer auf jegliche andere Art, die die gewerbliche 

Position dieses Nutzers auf Märkten, auf denen dieser tätig ist, untergraben 

könnte, zu erlangen. 

Für personenbezogene Daten wird auch weiterhin eine 

datenschutzrechtliche Rechtsgrundlage für die Verarbeitung benötigt.  

Die vorstehenden Regeln gelten ab dem 12. September 2025 auch für ohne 

Weiteres verfügbaren Daten von vernetzten Produkten oder verbundenen 

Diensten, die bereits zuvor in Verkehr gebracht wurden. 

– Nutzer: Is   au     „eine natürliche oder juristische Person, die ein 

vernetztes Produkt besitzt oder der vertraglich zeitweilige Rechte für 

die Nutzung des vernetzten Produkts übertragen wurden oder die 

verbundenen Dienste in Anspruch nimmt“. Dies umfasst trotz des 

unklaren (deutschen) Wortlauts insbesondere den Eigentümer. 

Hinzukommen diejenigen, denen ein vertragliches Nutzungsrecht 

zusteht. Nutzung im Rahmen reiner Gefälligkeitsverhältnisse fällt 

wohl nicht darunter. Unklar ist, ob unentgeltliche 

Nutzungsüberlassungsverträge, wie etwa die Leihe ebenfalls die 

Nutzereigenschaft unter dem Data Act auslösen. Arbeitnehmer, die 

vernetzte Produkte oder verbundene Dienste ihres Arbeitsgeber  im 

Rahmen ihrer Berufsausübung nutzen, sind eher nicht als Nutzer 

anzusehen. Bei verbundenen Diensten ist der Nutzer, derjenige, der 

den verbundenen Dienst in Anspruch nimmt. d 

 

V. Vorvertragliche Informationspflichten umsetzen (Art 3 Abs. 2 und 3 

DA) 

Ab dem 12. September 2025 treffen Anbieter, die vernetzte Produkte 

vertreiben oder verbundene Dienste erbringen, umfassende vorvertragliche 

Informationspflichten.  

Im Fall vernetzter Produkte ist nicht der Dateninhaber, sondern der jeweilige 

Vertragspartner – also in der Regel der Verkäufer, Leasinggeber oder 

Vermieter – zur Bereitstellung der Informationen verpflichtet. Bei 

verbundenen Diensten trifft die Pflicht den Diensteanbieter, der häufig 

zugleich auch Dateninhaber ist. 

Die Informationen müssen in klarer, verständlicher und zugänglicher Form 

bereitgestellt werden. Dies kann etwa über eine dauerhafte URL, einen 

Weblink oder QR-Code geschehen, der auf eine Internetseite mit den 

erforderlichen Angaben verweist. Entscheidend ist, dass der Nutzer die 

Informationen vor Vertragsschluss einsehen, dauerhaft speichern und 

unverändert wiedergeben kann. 

Die konkreten Inhalte der Informationspflichten unterscheiden sich je nach 

Anwendungsfall: 

Art. 3 Abs. 2 DA regelt die Informationen, die vor dem Vertrieb vernetzter 

Produkte bereitgestellt werden müssen; 

Art. 3 Abs. 3 DA betrifft die Informationen vor Erbringung verbundener 

Dienste. 
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Bereitzustellen sind insbesondere, aber nicht abschließend: 

– Angaben zur Art, zum Umfang und zur Erhebung der durch das Produkt 

oder den Dienst erzeugten Daten, 

– Informationen über den Datenentstehungsprozess, 

– Hinweise zur Speicherung dieser Daten, 

– Informationen zum Zugriff auf die erzeugten Daten, einschließlich 

technischer Modalitäten. 

In der Praxis werden diese Informationen regelmäßig nur vom Dateninhaber 

selbst verlässlich zusammengestellt werden können. Werden Produkte über 

V r r  bs      r (z  B  Hä    r) v r r  b  , s   üss      s       r   va     

Informationen rechtzeitig bereitgestellt werden, um ihre Pflichten gegenüber 

Endnutzern erfüllen zu können. 

Da das Zusammenstellen der erforderlichen Informationen je nach Produkt- 

und Datenstruktur mit erheblichem internem Aufwand verbunden sein kann, 

sollte mit der Umsetzung frühzeitig begonnen werden. 

VI. Geschäftsmodelle überprüfen – FRAND Bedingungen und 

angemessene Gegenleistung (Art. 8 und 9 DA) 

Dateninhaber sollten zeitnah ihre bestehenden Geschäftsmodelle 

hinsichtlich der Bereitstellung oder Nutzung von Daten überprüfen. Der Data 

Act enthält in Kapitel III Bestimmungen, die insbesondere eine faire 

Datenbereitstellung sicherstellen sollen und daher im Rahmen des 

Anwendungsbereiches unmittelbar die Bedingungen betreffen werden, 

unter denen Unternehmen Daten anbieten oder beziehen. 

Art. 8 DA bestimmt, dass ein Dateninhaber, der nach Art. 5 Abs. 1 DA oder 

nach anderem anwendbaren Unionsrecht oder nach im Einklang mit dem 

Unionsrecht erlassenem nationalen Recht verpflichtet ist, einem 

Datenempfänger Daten bereitzustellen, die Bereitstellung der Daten zu 

fairen, angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedingungen und in 

transparenter Weise erfolgen muss („fair, reasonable and non-

discriminatory“ – sog. FRAND-Bedingungen).  

Der Anwendungsbereich ist daher vergleichsweise weit und erfasst auch 

andere Fälle außerhalb des Data Acts, bei denen ein Dateninhaber Daten 

auf gesetzlicher Grundlage bereitstellen muss. Verstoßen vertragliche 

Bedingungen des Dateninhabers in Bezug auf den Datenzugang und die 

Datennutzung oder die Haftung und Rechtsbehelfe bei Verletzung oder 

Beendigung datenbezogener Pflichten gegen die FRAND-Bedingungen, so 

sind diese unwirksam und nicht bindend, wenn sie missbräuchlich im Sinne 

von Art. 13 DA sind (dazu unten) oder zum Nachteil des Nutzers die 

Ausübung der Rechte des Nutzers nach Kapitel II des Data Act 

einschränken. 

In Art. 9 DA wird ferner bestimmt, dass der Dateninhaber vom 

Datenempfänger eine Gegenleistung für die Bereitstellung der Daten 

verlangen darf, wenn diese diskriminierungsfrei und angemessen ist. 

Grundsätzlich darf der Dateninhaber über die Gegenleistung auch Gewinn 

mit den Daten erzielen. Ist der Datenempfänger ein KMU oder eine 

gemeinnützige Forschungseinrichtung dürfen die Gebühren jedoch nicht die 

Kosten und Investitionen für die Bereitstellung der Daten übersteigen. Eine 

Marge ist in diesen Fällen also ausgeschlossen. Bestehende 

Gebührenmodelle sind daher dahingehend zu überprüfen, ob sie zukünftig 

angepasst werden müssen. Hier ist insbesondere zu beachten, dass den 

Dateninhaber gewisse Auskunftspflichten und Informationspflichten in 

Bezug auf die Vergütungsstruktur betreffen (Art. 9 Abs. 7). 

Kapitel III gilt nur in Bezug auf Datenbereitstellungspflichten nach dem 

Unionsrecht oder nach im Einklang mit Unionsrecht erlassenen nationalen 

Rechtsvorschriften, die nach dem 12. September 2025 in Kraft treten (Art. 

50 DA). 

VII. Vertragsmuster überprüfen - Verbot unfairer Klauseln (Art. 13 DA) 

Kapitel IV des Data Act enthält ein Verbot missbräuchlicher 

Vertragsklauseln in sämtlichen einseitig auferlegten B2B-Verträgen, die 

den Zugang zu Daten, die Nutzung von Daten oder die Rechtsfolgen bei 

Pflichtverstößen regeln. Die Vorschriften gelten für sämtliche Daten des 

Privatsektors, die auf Grundlage vertraglicher Beziehungen zwischen 

Unternehmen bereitgestellt oder genutzt werden.  

Der Anwendungsbereich von Art. 13 DA geht damit über die Konstellationen 

hinaus, in denen der Data Act einen konkreten Datenzugangsanspruch 
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vorsieht. Er erfasst sämtliche Verträge zwischen Unternehmen über 

Datenzugang oder Datennutzung, sofern diese nach dem 12. September 

2025 geschlossen wurden (hinsichtlich bestehender Verträge gibt es 

Übergangsregelungen). Die Vorschrift ist somit grundsätzlich auf den 

gesamten B2B-Datenverkehr anwendbar, unabhängig davon, ob ein 

Anspruch auf Datenbereitstellung unmittelbar aus dem Data Act folgt oder 

nicht. Unternehmen sind daher gehalten, ihre bestehenden und künftigen 

Standardvertragsklauseln zur Datennutzung und Datenbereitstellung einer 

inhaltlichen Überprüfung zu unterziehen. 

Nach Art. 13 DA unterliegen einseitig auferlegte Vertragsklauseln, 

insbesondere allgemeine Geschäftsbedingungen, einer strengen 

missbrauchsbezogenen Inhaltskontrolle, soweit sie Regelungen zum 

Datenzugang, zur Datennutzung, zur Haftung oder zu Rechtsbehelfen bei 

Verstößen oder Vertragsbeendigung enthalten.  

Missbräuchliche Klauseln sind für die betroffene Vertragspartei nicht 

verbindlich. Eine Klausel gilt als missbräuchlich, wenn sie in grober Weise 

von der redlichen Geschäftspraxis bei Datenzugang oder -nutzung abweicht 

oder gegen Treu und Glauben verstößt (Generalklausel in Art. 13 Abs. 3 

DA). Der Data Act enthält sodann in Art. 13 Abs. 4 und 5 DA einen nicht 

abschließenden Beispielkatalog an Klauseln, die missbräuchlich sind (Abs. 

4 – „B ackl s “)    r bei denen Missbräuchlichkeit widerleglich vermutet wird 

(Abs. 5 – „Gr    s “)   

– Einseitig auferlegt: Vertragsklauseln gelten im Sinne dieses Artikels 

als einseitig auferlegt, wenn sie von einer Vertragspartei eingebracht 

werden und die andere Vertragspartei ihren Inhalt trotz des 

Versuchs, hierüber zu verhandeln, nicht beeinflussen kann. Der 

Verwender der Klausel hat zu beweisen, dass er die Klausel nicht 

einseitig auferlegt hat. 

 

VIII. Orientierung bei der Navigation des Data Act und der 

Vertragsgestaltung:  

Die EU-Kommission wird gemäß Art. 41 DA unverbindliche Musterklauseln 

bereitstellen. Derzeit sind bereits umfangreiche Entwürfe von der High 

Expert Group der EU-Kommission veröffentlich worden, die Sie hier 

abrufen können. Diese werden jedoch eine individuelle Prüfung und 

Anpassung der relevanten Verträge nur vereinfachen, aber nicht ersetzen 

können. 

Ferner hat die EU-Kommission umfangreiche FAQs veröffentlicht, die 

weitere Orientierung bieten und die Sie hier abrufen können. 

  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/events/series-webinars-data-act-contracts
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/events/series-webinars-data-act-contracts
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/commission-publishes-frequently-asked-questions-about-data-act
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Wo besteht Handlungsbedarf für Unternehmen? 



 

 

Alicante 

Noerr Alicante IP, S.L. 

Avenida México 20 

03008 Alicante 

Spanien 

T +34 96 5980480 

 

Berlin 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Charlottenstraße 57 

10117 Berlin 

Deutschland 

T +49 30 20942000 

 

Brüssel 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Rue Guimard 9 

1040 Brüssel 

Belgien 

T +32 2 2745570 

 

Dresden 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Paul-Schwarze-Straße 2 

01097 Dresden 

Deutschland 

T +49 351 816600 

Düsseldorf 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Speditionstraße 1 

40221 Düsseldorf 

Deutschland 

T +49 211 499860 

 

Frankfurt am Main 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Börsenstraße 1 

60313 Frankfurt am Main 

Deutschland 

T +49 69 9714770 

 

Hamburg 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Jungfernstieg 51 

20354 Hamburg 

Deutschland 

T +49 40 3003970 

 

London 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Tower 42 

25 Old Broad Street 

London EC2N 1HQ 

Großbritannien 

T +44 20 75624330 

München 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Brienner Straße 28 

80333 München 

Deutschland 

T +49 89 286280 

 

New York 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Representative Office 

885 Third Avenue, Suite 2610 

New York, NY 10022 

USA 

T +1 212 4331396 

 

 

 

 

 

 

noerr.com 

 


